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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 

Dr. Schneider trags- und Beschäftigungslage in der Bauwirt- 

(CDU/CSU) schaft unter Berücksichtigung der Auswirkung 

gen der von ihr getroffenen oder noch geplan- 
ten Stützungsmaßnahmen? 

2. Abgeordneter Von welchem mittel- und langfristigen Woh- 

Dr. Schneider nungsbaubedarf geht die Bundesregierung bei 
(CDU/CSU) ihren Planungen aus, und welchen Anteil von 

Wohnungen im öffentlich geförderten und im 
steuerlich begünstigten Wohnungsbau strebt 
sie dabei an? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

Trifft die Meldung in der Zeitung „Die Welt“ 
vom 29. Mai 1974 zu, daß die DDR ein eng- 
maschiges Spitzelsystem eingeführt' hat, um 
die im Grundvertrag mit der Bundesrepublik 
Deutschland vereinbarten menschlichen Er- 
leichterungen zu unterlaufen, und liegt der 
Bundesregierung über diese Abgrenzungs- und 
Kontrollmaßnahme der DDR ein amtlicher Be- 
richt vor? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


4 . Abgeordneter Hat der Bundeskanzler nicht Anstoß an der 

Hauser Formulierung des Glückwunschtelegramms des 

(Bonn- Vorsitzenden des Ministerrats der „DDR“ an- 

Bad Godesberg) läßlich seiner Wahl genommen, in welchem 

(CDU/CSU) von der Bundesrepublik Deutschland einfach 

von der BRD die Rede ist? 

5. Abgeordneter Trifft es zu r daß die Gewerkschaften mit der 

Dr. Warnke Regierung Schmidt/Genscher ein lohnpolitd- 

(ODU/CSU) schas Stillhalteabkommen für eine bestimmte 

Zeitspanne getroffen haben? 

6. Abgeordneter Wile beurteilt der BundeskanziLer analog kar- 

Dr. Warnke teil! rechtlicher Vorstellungen Absprachen der 

(CDU/CSU) Gewerkschaften für künftige Lohnrunden in 

den verschiedenen Wirtschaftszweigen? 


3. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


2 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2173 


7. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund des 
Geständnisses des früheren Bundeskanzlers 
Brandt, für Fahrlässigkeiten im Fall Guillaume 
verantwortlich zu sein, die Ermächtigung zur 
Einleitung einer Strafverfolgung wegen der 
Preisgabe von Staatsgeheimnissen gemäß 
§ 97 StGB zu erteilen, und aus welchen Grün- 
den wäre die Nichterteilung der Ermächtigung 
zu vereinbaren mit der Tatsache, daß auch im 
Falle der Verfahren gegen „Quick“ und gegen 
Zeitungen des Springer-Verlags eine derartige 
Ermächtigung erteilt wurde? 


8. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß unter der Verantwortung des 
früheren Chefs des Bundeskanzleramts, Dr. 
Ehmke, 1971 Aktenvermerke aus den gehei- 
men Archiven des Bundesnachrichtendienstes 
über Ostkontakte prominenter SPD-Politiker 
entnommen wurden und seitdem verschwun- 
den sind, wo befinden sich diese Akten, und 
auf wessen Veranlassung wurde diese Aktion 
durchgeführt? 


9. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundesminister Genscher 
Bundeskanzler Brandt am 29. Mai 1973 den 
Spionageverdacht gegen Guillaume mitgeteilt 
hat, und welche weiteren Personen im Bundes- 
kanzleramt sind wann amtlich über den Spio- 
nageverdacht unterrichtet worden? 


10. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Sind, als Bundeskanzler Brandt am 29. Mai 
1973 durch Bundesminister Genscher über den 
gegen Guillaume entstandenen Verdacht der 
Spionage unterrichtet worden ist, Ratschläge 
und Empfehlungen für das Verhalten des Bun- 
deskanzlers Brandt und seiner Mitarbeiter im 
Umgang mit Guillaume gegeben worden, und 
wie lauten sie? 


11. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Wer ist dafür verantwortlich, daß Guillaume 
während des Urlaubsaufenthalts des Bundes- 
kanzlers Brandt in Norwegen im Juni 1973 
Zugang zu streng geheimen und Cosmic-Do- 
kumenten der Nato erlangen und ihren Inhalt 
seinen Auftraggebern in Ost-Berlin übermit- 
teln konnte, obwohl er für diese beiden Ge- 
heimhaltungsgrade keine Ermächtigung besaß? 


12. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Hat sich das Bundeskanzleramt 1970 im Rah- 
men der Sicherheitsüberprüfung von Guillau- 
me unmittelbar oder durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz mit dem Untersuchungsaus- 
schuß Freiheitlicher Juristen bzw. dem Gesamt- 
deutschen Institut in Verbindung gesetzt, um 
den Wert und die Bedeutung der Informatio- 
nen über Guillaume vom November 1955 fest- 
zustellen? 
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13. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Volmer 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Volmer 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wer hat, nachdem Dr. Otto vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz dem Sicherheitsreferenten 
Schlichter am 27. Januar 1970 empfohlen hatte, 
weitere Sicherheitsermittlungen durchzufüh- 
ren, noch am gleichen Tage entschieden, auf 
weitere Sicherheitsermittlungen zu verzichten 
und Guillaume am folgenden Tag, am 28. Ja- 
nuar 1970, im Bundeskanzleramt einzustellen? 


War die Stelle, auf der der Ostagent Guillau- 
me 1970 in das Bundeskanzleramt eingestellt 
wurde, öffentlich ausgeschrieben, oder ist al- 
lein Herr Guillaume — gegebenenfalls durch 
wen — auf die freie Stelle aufmerksam ge- 
macht und zur Bewerbung veranlaßt worden? 


Trifft es zu, daß Herr Guillaume am 28. Januar 
1970 zwar auf einer Planstelle der wirtschafts- 
politischen Abteilung des Bundeskanzleramts 
eingestellt, aber schon bald darauf anderweitig 
beschäftigt wurde, und mit welchen Arbeiten 
war er bis zu seiner Übernahme in das Kanz- 
lerbüro betraut? 


Auf Grund welcher fachlichen Qualifikations- 
nachweise, insbesondere auf dem Gebiet der 
Wirtschaftspolitik, wurde der Spion Guillaume 
Anfang 1970 in die wirtschaftspolitische Ab- 
teilung des Bundeskanzleramts als Hilfsrefe- 
rent in der Vergütungsgruppe II a BAT einge- 
stellt, die tarifgemäß Angestellten mit abge- 
schlossener Hochschulbildung und gleichwer- 
tigen Angestellten mit entsprechender Tätig- 
keit Vorbehalten ist? 


Wann und von wem sind über die Leistungen 
des Herrn Guillaume als Angestellter des 
Bundeskanzleramts dienstliche Beurteilungen 
abgegeben worden, insbesondere vor seinen 
beiden Höhergruppierungen von Vergütungs- 
gruppe II a BAT nach Gruppe I b BAT und von 
Gruppe I b BAT nach I a BAT, und rechtfer- 
tigten sie die Weiterbeschäftigung und die 
Höhergruppierungen? 


Warum sieht der Bundeskanzler die Anrufung 
des Bundesverfassungsgerichts zum Grundla- 
genvertrag als schädlich an, obwohl diese An- 
rufung sich auf Artikel 93 des Grundgesetzes 
stützt, das Bundesverfassungsgericht die 
schrankensetzende Gewalt des Grundgesetzes 
auch in Vertragsfragen verbindlich für alle 
Verfassungsorgane auslegt und es gerade in 
dem darauf ergangenen Urteil — in der beson- 
deren Fassung des Urteilstenors und durch die 
Verbindlichkeit aller Teile der Begründung — 
entscheidende Schranken gegen die Aushöh- 
lung der Rechtslage Deutschlands und aller 
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Deutschen gesetzt sowie die Pflichten der Bun- 
desrepublik für Deutschland als Ganzes präzis 
Umrissen hat, auf die sich die Bundesregierung 
nach innen und außen nunmehr verstärkt be- 
rufen kann, muß und soll? 


19. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung und der an ihrer 
Spitze stehende Bundeskanzler Schmidt eben- 
falls der Meinung, daß ein heimtückischer Ver- 
such eines kalten Staatsstreichs zurückgeschla- 
gen worden sei? 


20. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


Sieht diie Bundesregierung .in dem von ihr 
finianziierten Ze iftunigstiniserat „Das war Infla- 
tion", wo es unter anderem heißt, „Wenn 
trotzidem landauf landab das Gespenst der 
Inflation an hie Wand gemalt wird, dann 
deshalb, weil die Opposition nur du dieser 
Angstmache tilhre Chance sieht", die Erfüllung 
des Auftrags des Presse- und Informetionsamts 
der Bundesregierung, welches laut Vorbemer- 
kungen zum Bundeshaushalt die deutsche Be- 
völkerung über die politischen Ziele und die 
Arbeit der Bundesregierung unterrichten soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


21. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß eine Delegation der „Deut- 
schen Kommunistischen Partei" (DKP) anläß- 
lich eines Besuchs dn der Volksrepublik Polen 
von der Deutschen Botschaft iin Warschau 
empfangen worden ist — wie es die DKP in 
einem Rundschreiben vom 11. Marz 1974 an 
alle Abgeordneten des Bundestags behaup- 
tet — , und welche Gründe haben die Deutsche 
Botschaft veranlaßt, diese Delegation zu emp- 
fangen? 

Wie beurteilt diie Bundesregierung den Fort- 
gang und die bisherigen Ergebnisse der durch 
das Auswärtige Amt geförderten deutsch-pol- 
nischen Schulbuchverhandlungen des Interna- 
tionalen Schulbuchiinstituts dn Braunschweig 
dm Hinblick auf die Objektivierung der Aus- 
sagen der Konferenz und idle tatsächlichen 
Auswirkungen auf die Schulbücher in beiden 
Partnerländern? 


Welcher Zusammenhang zwischen der Verstär- 
kung der sowjetischen Truppen- und Waiffen- 
präsenz in der DDR, Polen sowie der CSSR 
einerseits und der sowjetischen MBFR-Politik 
in Wien andererseits ist zu erkennen? 


24. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wiie gedenkt diie Bundes regierung den von ihr 
verkündeten Vorrang der politischen Einigung 
Europas mit der von ihr für wahrscheinlich 
gehaltenen kommenden Entwicklung der 
MBFR- Verhandlungen konkret in Einklang zu 
bringen? 
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25. Abgeordneter Wie hoch ist die Mehrbelastung jährlich für 

Hauser den Flugverkehr von und nach Berlin, wenn 

(Bonn- die Fluggesellschaften PANAM, BRITISH AIR- 

Bad Godesberg) WAYS und AIR-France die Flugpreise ab 

(CDU/CSU) 1. Juni 1974 erhöhen, und was gedenkt das 

Kartellamt dagegen z.u unternehmen? 

26. Abgeordneter Trifft die Meldung des „Tagesspiegel" vom 

Roser 18. Mal 1974 zu, die Bundesregierung habe 

(CDU/CSU) sowohl z/u der Geis eil- und Mordaktion palästi- 

nensischer Terroristen wie auch zu den israe- 
lischen Luftangriffen auf 'deren Stützpunkte ,im 
Libanon ihr Bedauern bekundet, und warum 
hat — bejahendenfalls — die Bundesregierung 
den heimtückischen Mord an unschuldigen 
Zivilisten und Kindern sowie die Geiselnahme 
nicht schärfstens verurteilt? 


27. Abgeordneter Trifft es zu, daß Visen und Durchreisevisen 
Freiherr Ostman für Bulgarien von den bisherigen Visenab- 
von der Leye teilungen in Frankfurt und München und 

(SPD) außerdem an der bulgarischen Grenze nicht 

mehr erteilt werden? 


28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit der bulga- 
Freiherr Ostman rischen Botschaft Verbindung mit dem Ziel 
von der Leye aufzunehmen, die Visenerteilung, die nunmehr 
(SPD) in Bonn-Bad Godesberg zentralisiert ist und 

dort zu schwierigen Zuständen geführt hat, 
wieder zu dezentralisieren? 


Gibt die Zündung einer Atombombe in Indien 
der Bundesregierung Anlaß, ihre Haltung bei 
der Vorbereitung der im kommenden Jahr fäl- 
ligen Konferenz zur Revision des NV-Vertrags 
zu überprüfen? 

30. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 

Gierenstein nen Zeitung vom 27. Mai 1974 zu, in Kasach- 

(CDU/CSU) stan seien zehn Deutsche, die die Ausreise in 

die Bundesrepublik Deutschland beantragt hat- 
ten, zu Haftstrafen bis zu zwei Jahren verur- 
teilt und noch anderen Maßnahmen ausgesetzt 
worden, und was hat mit welchem Erfolg die 
Bundesregierung — - bejahendenfalls — zu 
ihren Gunsten bei der sowjetischen Regierung 
unternommen? 

31. Abgeordneter Trifft es zu, daß in einem von Radio Moskau 

Dr. Jobst ausgestrahlten Kommentar, der vom SED-Zen- 

(CDU/CSU) tralorgan „Neues Deutschland" nachgedruckt 

wurde, der Auffassung widersprochen wurde 
„über der Bundesrepublik und der DDR gäbe 
es noch so etwas wie ein Deutschland", und 
wie gedenkt die Bundesregierung, dieser Auf- 
fassung entgegenzutreten? 


29. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2173 


32. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Warum lehnt die jetzige Bundesregierung die 
Notifizierung der präzisen und grundlegenden 
Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts 
im Urteil vom 31. Juli 1973 zur Rechtslage 
Deutschlands an alle Mächte ab, mit denen sie 
amtliche Beziehungen hat, obwohl sie in der 
Regierungserklärung die richtige Auslegung 
des Grundgesetzes zu verteidigen versprach 
und obwohl ihre Vorgängerin in der nicht so 
weittragenden Frage der Klagemöglichkeit 
gegen ausländische Staaten im Dezember 1973 
durch Rundnote alle diplomatischen Vertretun- 
gen auf ein Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts von 1963 nochmals hinwies, das bereits 
1964 durch die damalige Regierung allen Mäch- 
ten notifiziert wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


33. Abgeordneter 
Dr. Vohrer 


(FDP) 


34. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordnete 

Frau Stommel 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordnete 

Frau Stommel 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Conradi 


(SPD) 


Inwieweit bemüht sich idie Bundesregierung, 
neben den herkömmlichen statistischen Erhe- 
bungen zur Messung des Sozialprodukts noch 
weitere Sozialändikatoren zu erarbeiten, um 
die politische Zielgröße „Qualität des Lebens" 
operational faßbar zu machen? 

Ist die Bundesregierung beredt, Überlegungen 
anzustellen, ob und in welcher Weise die bis- 
herige freiwillige „Höherversicherung ,< nach 
§ 1234 RVO :in eine freiwillige „Überversiche- 
rung" umgewandelt werden kann — d. h. in 
der gesetzlichen Rentenversicherung freiwillig 
höhere, über den Pflichtbeitrag hinansgehende 
Beiträge zuzulassen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
Studenten, die Waisenrente beziehen (§ 1276 
RVO), durch einen verzögerten Studiumsbe- 
ginn, bedingt durch den numerus clausus an 
den Universitäten, eine Waisenrente nur für 
einen entsprechend verkürzten Zeitraum ge- 
währt wiird, ohne daß sie ihr Studium beenden 
können? 

Hat die Bundesregierung Berechnungen dar- 
über angestellt, was es kosten würde, wenn 
die Waisenrente entsprechend länger gewährt 
würde? 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der rin der Dritten Novelle zum Bundes- 
soziialhiiilfegesetz eingefiührte Fr ei bet rag für 
Sozialhilfeempfänger iin Heimen zwar eine 
erfreuliche Verbesserung darstellt, jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen kann, daß viele 
ältere Menschen durch die hohen Pfliegesätze 
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bei der Aufnahme in ein Heim ihre wirtschaft- 
liche Unabhängigkeit verlieren, und beabsich- 
tigt diie Bundesregierung, diesen sozial- und 
gesellschaftspolitisch /unerwünschten Zustand 
durch Einführung einer „'Sozialen Heimver- 
Bichenung" so au ändern, daß die Haiimbedürf- 
tiigkeit ;in der Sozial Versicherung als besonde- 
rer Versicherungsfall mit zusätzlichen Ver- 
/slicheriungsleiistungen über das Altersruhegeld 
hinaus anerkannt wird? 


38. Abgeordneter 
Conradi 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Krank- 
hjeitsbegriff in § 185 RVO so auszudehnen, 
daß die bisherige Unterscheidung zwischen 
Krankenpflege und Betreuung sogenannter 
Pflegefälle auf gegeben und damit 'auch die 
Kosten der Pflege iim Alten- und Altenpflege- 
heim durch die Krankenkassen übernommen 
werden? 


39. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welchen 

Dr. Wernitz Umfang die sogenannte betriebliche Rechts- 

(SPD) sprechung ( Betriebs jiustiz) hat und wo ähre 

Schwerpunkte liegen? 


40. Abgeordneter Wie beurteilt 'die Bundesregierung die Emt- 
Dr. Wernitz Wicklung auf dem Gebiet der „Betriebsjiustiiz"? 

(SPD) 


41. Abgeordneter 
Gewandt 


(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die zusätzlichen Einnahmen bei 
der Angestelltenrentenversicherung und der 
Arbeiterrentenversicherung dadurch, daß nach 
der Öffnung der Rentenversicherung für Selb- 
ständige nach Angaben der Bundesregierung 
nahezu 24 000 Selbständige von dieser Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht haben? 


42. Abgeordneter 
Gewandt 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung angesichts be- 
trächtlicher zusätzlicher Einnahmen, die durch 
den Beitritt vieler Selbständiger bedingt sind 
und unter Berücksichtigung des Prinzips des 
Umlagesystems der gesamten Rentenversiche- 
rung für vertretbar, um angemessene finan- 
zielle Dotierung der Stiftung für die Alters- 
sicherung älterer Selbständiger durch Haus- 
haltsmittel abzulehnen bzw. nicht einmal 
50 Millionen DM für die Arbeitsaufnahme der 
Stiftung im Jahr 1974 zur Verfügung zu stel- 
len, wie die CDU/CSU es gefordert hat? 


43. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Entspricht es den Tatsachen, daß im „Dienst 
für Gesellschaftspolitik" vom 23. Mai 1974 
unter der Überschrift „Stellungnahme des 
BMA zum Geissler-Bericht" Daten zur Real- 
einkommensentwicklung ausgewählter sozialer 
Gruppen für die Jahre 1969 bis 1973 veröffent- 
licht worden sind, die aus einer Studie des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung stammen sollen? 


8 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2173 


44. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die Bundesregierung auf 
eine Veröffentlichung der Ergebnisse dieser 
Studie verzichtet hat, weil die Aussagen des 
„Geissler-Berichts" nicht entkräftet werden 
konnten, und ist die Bundesregierung bereit, 
die Stellungnahme wenigstens interessierten 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages zur 
Verfügung zu stellen? 


45. Abgeordneter 
Horstmeier 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Landwirte, die sich einen 
Rentenanspruch erworben haben, mit dem Tag 
der Antragstellung auf Bewilligung der Rente 
bei der Krankenkasse des zuständigen Renten- 
versicherungsträgers krankenversicherungs- 
und beitragspflichtig werden, obwohl sie vol- 
len Versicherungsschutz in der landwirtschaft- 
lichen Krankenkasse genießen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


46. Abgeordneter 
Dr. Vohrer 


(FDP) 


47. Abgeordneter 
Dr. Emmerlich 


(SPD) 


48. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


Inwieweit ist diie Bundesregierung bereit, die 
im Zusammenhang miit dem Oberrhein-Aus- 
bau- Vertrag zugesagten Haushaltsmittel zur 
Abwasserbeseitigung in der Breisgauer Bucht 
anstelle des vom Ab wasserz weck verband ge- 
planten Großprojekts für eine ökologisch sinn- 
vollere Lösung mit verschiedenen kleineren 
dreistufigen Klärwerken zur Verfügung au 
stellen? 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
zu dem anhaltenden Geburtenrückgang ein, 
der 1973 zu einem Geburtendefizit von 96 000 
Personen geführt hat und sich ohne Berück- 
sichtigung des Geburtenüberschusses der im 
Bundesgebiet lebenden Ausländer auf schät- 
zungsweise 180 000 Personen belaufen würde? 

Wie viele Unterführer im Bundesgrenzschutz 
(BGS) sind in den letzten fünf Jahren in die 
Offizierslaufbahn des BGS übergewechselt, 
und wie ist die personelle Situation im Unter- 
führerbereich des BGS gegenwärtig? 


Trifft es zu, daß in den Länderverwaltungen 
und Länderpolizeien die Möglichkeit besteht, 
im gehobenen Dienst bis zur Besoldungsstufe 
A 13 aufzusteigen, die BGS-Offiziere aber in 
der Regel bei All stehen bleiben, wenn ja, 
wie will die Bundesregierung diese Ungleich- 
behandlung abstellen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in wieviel 
Betrieben und Unternehmen in der Bundes- 
republik Deutschland bereits Sporteinrichtun- 
gen (z. B. Schwimmöglichkeiten, Spiel- und 
Sportgelegenheiten) vorhanden sind? 
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51. Abgeordneter 
Wende 


(SPD) 


52. Abgeordneter 
Hollie 
(FDP) 


53. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 

55. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 

58. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbadi) 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Betriebe, Unternehmen und öffentlichen Ar- 
beitgeber zu ermuntern, im Interesse der Ar- 
beitnehmer mehr noch als bisher den Bau von 
angemessenen Sporteinrichtungen zu fördern? 

Hat die Bundesregierung z. B. durch einen 
konkreten Auftrag an das Krebsforschungs- 
zentrum Heidelberg sichergestellt, daß durch 
eine gründliche und ausreichende Probenent- 
nahme und -prüfung eindeutig festgestellt 
wird, inwieweit auf der Deponie Leopoldsha- 
fen radioaktive Ablagerungen festzustellen 
sind, die die zugelassenen Grenzwerte über- 
schreiten? 

Trifft es zu, daß Dr. Nollau schon 1960 — unter 
einer CDU-Regierung — im Bundesamt für 
Verfassungsschutz den dienstlichen Auftrag 
erhalten hat, zu dem Abgeordneten Wehner 
Verbindung aufzunehmen, um ihn über Tat- 
sachen zu unterrichten, die die Sicherheit der 
SPD betrafen, z. B. über Spionagefälle oder 
kommunistische Unterwanderungsversuche? 

Hat Dr. Nollau über alle seine Mitteilungen an 
die SPD Aktenvermerke gefertigt und zu den 
Sachakten des Amts nehmen lassen? 


Kann die Bundesregierung heute immer noch 
die Behauptung des damaligen Bundeskanzlers 
Brandt aufrechterhalten, daß sein ehemaliger 
persönlicher Referent Guillaume auf „fach- 
lichen Rat" hin mit in den Urlaub genommen 
wurde, „damit eine möglichst komplette Auf- 
klärung und Aufrollung erfolgen könne"? 

Welche Kenntnisse oder Erkenntnisse, die der 
deutschen Öffentlichkeit bis heute verborgen 
sind, haben in der Aktuellen Stunde vom 
26. April 1974 den damaligen Bundesinnen- 
minister veranlaßt, „aus der Verantwortung 
seines Amtes heraus" zu erklären, daß „über 
viele Monate hinweg" die Observation des 
Spions Guillaume notwendig gewesen sei, um 
nicht nur ihn selbst zu überführen, sondern 
auch „den Ring, dem er angehört," zu zer- 
schlagen? 

Wann, durch wen und mit welchen Beweis- 
unterlagen erhielt Günter Guillaume im Wege 
des Notaufnahmeverfahrens die Zuzugsgeneh- 
migung für den freien Teil Deutschlands? 

Wer ist dafür verantwortlich, daß vom Bundes- 
amt für Verfassungsschutz am 28./30. April 
1974, am 1. Mai 1974, am 2. Mai 1974 und am 
6. Mai 1974 sich widersprechende Erklärungen 
über die für die Einstellung Guillaumes ver- 
antwortliche Behörde abgegeben worden sind? 
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59. Abgeordnetei 

Kunz 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Hat Bundesminister Genscher über das Ge- 
spräch mit Bundeskanzler Brandt am 29. Mai 
1973 über die Unterrichtung über den Spio- 
nageverdacht gegen Guillaume einen Akten- 
vermerk angefertigt, und wie lautete der In- 
halt? 


60. Abgeordneter 

Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


Wann hat Präsident Dr. Nollau, der nach sei- 
nen Angaben für die Unterrichtung der SPD 
über alle sie berührenden Sicherheitsangele- 
genheiten zuständig war, den Abgeordneten 
Wehner zum ersten Mal über den Verdacht 
gegen Guillaume unterrichtet, und ist darüber 
ein Aktenvermerk gefertigt und zu den Fall- 
akten Guillaume genommen worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


61. Abgeordneter Welche Maßnahmen bereitet die Bundesregie- 
Pawelczyk rung vor, um den hohen Prozentsatz an Wehr- 

(SPD) pflichtigen aus dem Wehrbereich III in Ham- 

burg und Schleswig -Hai stein zu reduzieren? 


62. Abgeordneter Wie hoch muß nach Auffassung der Bunides- 
Pawelczyk regierung der Anteil der Wehrpflichtigen im 

(SPD) Wehrbereich I aus dem Einzugsgebiet Schles- 

wig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen 
sein, damit die Truppenteile im Wehrbereich I 
bei der Nach wuchs Werbung nicht zu stark 
benachteiligt werden? 


63. Abgeordneter Welche Gründe waren für die Bundesregierung 
von Schoeler maßgebend, den Erlaß betr. Beurlaubung von 
(FDP) Soldaten, die sich als Kriegsdienstverweigerer 

aus Gewissensgründen gemeldet haben und in 
einer Instanz als solche anerkannt worden 
sind vom 31. Dezember 1959 (VMB1. 1960 
S. 48), geändert durch Erlaß vom 27. Juni 1968 
(VMB1. S. 331), durch Erlaß vom 3. Dezember 
1973 (Az.: Fü S I 3 — Az. 24 — 1 1-01) abzu- 
ändern und für in einer Instanz anerkannte 
Soldaten die Möglichkeit der sofortigen Beur- 
laubung nach § 12 der SoLdatenurluubsver- 
ordnung entfallen zu lassen? 


64. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung initiativ wer- 
den, um die sieben Hindenburg-Kasernen, die 
Walter-Flex-Kaserne und die Langemarck-Ka- 
serne umzubenennen, nachdem sie mit der 
Kasernenbenennung nach Wilhelm Frankl und 
Ludwig Frank eine neue Praxis der Namens- 
gebung von Kasernenanlagen eingeleitet hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


65. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


66. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


68. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


69. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


70. Abgeordnete 
Frau Schleicher 


(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wiie stellt sich die Bundesregierung den Aus- 
gleich der Kosten vor, die den Medizinstuden- 
ten künftig tim letzten praktischen Internats- 
jahr ihrer Ausbildung u. a. durch Reisen, 
Verpflegung, Schutzkleidung und Unterkunft 
am Ort des Lehrkrankenhauses zusätzlich ent- 
stehen, wenn die Bundesregierung es weiter- 
hin ablehnt (vgl. Antwort auf meine Fragen 
vom 7. März 1974), daß diesen Medizinstuden- 
ten, wie z. B. den Referendaren oder Prakti- 
kanten, ein angemessenes Aushildungsgeld 
gezahlt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
höchste Forderungsbetrag nach dem Bundes- 
aushlLdungsförderimgsgesetz auch in Zukunft 
noch erheblich unter den tatsächlichen Kosten 
des Studenten liegen wird, der dann als. 
Mediziner (im praktischen Internatsjahr aber 
durch seine ganztägige Ausbildung keinerlei 
Möglichkeit eines Nebenverdienstes mehr ha- 
ben wird? 

Beabsichtigt die Bundes regierung unter Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß bei der der- 
zeitigen Handhabung von Softeiisautomaten 
ein überdurchschnittlicher Gehalt von Coli- 
bakterien nicht auszuschließen i/st, eine Neu- 
regelung der Verordnung über Speiseeis? 

Wieviel Prozent ider Stellen im öffentlichen 
Gesundheitsdienst sind z. Z. unbesetzt, und ist 
die Ärzteschaft im öffentlichen Gesundheits- 
dienst überaltert? 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für geeignet, um die Ärzte Situation im öffent- 
lichen Gesundheitsdienst zu verbessern? 


Wann wird die Monographie über Heparin, 
die zur Zeit von der deutschen und europäi- 
schen Arzneibuchkommissiön erarbeitet wird, 
voraussichtlich vorliegen, und wie wird die 
Bundesregierung dafür sorgen, daß die phar- 
mazeutische Industrie bis zum Erscheinen ver- 
bindlicher Vorschriften ihre Heparinpräparate 
mit ausreichenden Angaben über Herkunft, 
Standardisierungsmethoden und mögliche Un- 
terschiede in der Wirksamkeit versieht? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus dem Er- 
gebnis des Berichts über die Auswirkungen 
des Zigarettenrauchens (Drucksache 7/2070) 
weitere Maßnahmen zu ergreifen, und wenn 
ja, welche und wann ist damit zu rechnen? 
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72. Abgeordneter 
Dr. Hornhues 


(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


74. Abgeordneter 
Simpfendörfer 
(SPD) 


75. Abgeordneter 

Anbuhl 


(SPD) 


76. Abgeordneter 


Walkhoff 

(SPD) 


77. Abgeordneter 


Walkhoff 

(SPD) 


78. Abgeordneter 
Dr. Dübber 


(SPD) 


79. Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu r daß die Sätze, die den „Tages- 
müttern" gezahlt werden sollen, z. T. erheb- 
lich über den Beträgen liegen, die Pflegemüt- 
tern (-familien) für die dauernde Aufnahme 
der Kinder gezahlt werden, und wenn ja, was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun? 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, ihre in der Antwort auf die Kleine An- 
frage zur Förderung von Angeboten für Frei- 
zeit und Erholung angekündigte Bereitschaft 
zu konkretisieren, Modelleinrichtungen, Auf- 
klärungskampagnen und andere Formen öf- 
fentlicher Informationsarbeit zu fördern? 

Fällt unter die Überlegungen der Bundesre- 
gierung auch die finanzielle Unterstützung 
von Maßnahmen, durch die bezweckt wird, 
das öffentliche Freizeitangebot dadurch zu 
erhöhen, daß vorhandene landwirtschaftliche 
Wege zu einem Netz von überörtlichen Rad- 
wanderwegen erschlossen werden? 

Welche Erfahrungen gibt es bei Modellver- 
suchen mit Abenteuerspielplätzen? 


Hält die Bundesregierung ein Gesetz über den 
Beruf des zahnmedtiziini sehen Assistenten für 
erforderlich, und strebt sie ein solches Gesetz 
an? 

Betrachtet die Bundesregierung das. Ausbdl- 
dungsangebot einzelner Zahnärztekammern 
für zahnmedizjinische Assistentinnen als iseriös 
gegenüber den Auszubildenden? 

Von wem wird das Bundesgesundheitsamt 
z. Z. geleitet, nachdem dessen Präsident am 
30. April 1974 pensioniert wurde und der 
Vizepräsident noch immer vom Dienst beur- 
laubt ist? 

Hat die Bundesregierung Überlegungen ange- 
stellt, das Pflegegeld für Zivilgeschädigte nach 
dem Bundessozialhilfegesetz dem Pflegegeld 
für Kriegsbeschädigte nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz anzupassen? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
zu, daß unter den Aussiedlern die Eltern 
„grundsätzlich während der ersten drei Jahre 
nach der Einreise in die Bundesrepublik zu 
Kostenbeiträgen für den notwendigen Inter- 
natsaufenthalt ihrer Kinder nicht herangezogen 
werden sollten", und ist sie bejahendenfalls 
bereit, die Allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Gewährung von Beihilfen zur 
Eingliederung junger Zuwanderer (Garantie- 
fonds) umgehend zu ändern? 
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81. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine gesetz- 
liche Regelung zu schaffen, die es untersagt, 
daß Arzneimittel auf ihre Wirksamkeit und 
Nebenwirkungen an Personen ohne deren 
Wissen und Zustimmung erprobt werden? 


82. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


Wie nimmt die Bundesregierung zu den aus 
Apothekerkreisen vorgetragenen Bedenken 
gegen die Einführung einer Gefährdungshaf- 
tung im Arzneimittelwesen Stellung, und wie 
ist die Verantwortlichkeit einerseits des Apo- 
thekers und andererseits des verschreibenden 
Arztes zu beurteilen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


83. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die weitere Tätigkeit des Wissen- 
schaftszentrums Berlin, und wie wird der Aus- 
bau dieses Zentrums koordiniert mit den Auf- 
gaben der übrigen vom Rundest orscbungsminii- 
'Sterirum geförderten Forschungsinstitute und 
Forschungszentren? 


84. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt das Bundesministerium für For- 
schung und Technologie die bisherige Tätigkeit 
der Gesellschaft für Friedens- und Konfldkt- 
forschung, und wie wurde diese Tätigkeit bis- 
her koordiniert mit sonstigen Forschungsinsti- 
tuten der Bundesrepublik Deutschland, die sich 
mit Friedens- und Konfliktforschung beschäfti- 
gen? 


85. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß für das Programm „Kommu- 
nale Technologien" das Pressereferat des 
Bundesforschungsministeriums in den Pro- 
grammablauf so koordiniert ist, daß es von 
sich aus die zeitliche Programmabfolge beein- 
flussen kann und vor allem jetzt schon einen 
Einschaltplan für Presseaktivitäten vorbereitet 
hat, der in das Programm „Kommunale Tech- 
nologien" integriert ist? 


86. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Wieviel Broschüren und Dokumentationen 
wurden vom Bundesforscbungsministerium 
während der Amtszeit des Bundesministers 
Professor Dr. Ehmke angefertigt, welche wei- 
sen ein Foto und Vorwort des Bundesministers 
Professor Dr. Ehmke auf und was geschieht 
mit diesen? 


14 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2173 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


87. Abegordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Spranger DDR in zunehmendem Mähe den in ihrem 

(CDU/CSU) Machtbereich befindlichen Grund- und Haus- 

besitz vieler Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland durch Aufbaugrundschulden und 
Zwangshypotheken in fast enteigniungsglei- 
cher Art belastet, und wird die Bundesregie- 
rung sicher st eilen, daß eine Vollstreckung aus 
diesen dinglichen Belastungen im Wege der 
Rechts- und Amtshilfe nicht möglich sein wird? 

88. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemai- 

Gierenstein nen Zeitung vom 21. Mai 1974 zu, die Staats- 

(CDU/CSU) anwaltschaft in Frankfurt halbe die Ermitt- 

lungsverfahren gegen sechs Tutoren einge- 
is teilt, die einen Professor dazu nötigen woll- 
ten, auf die Androhung von Strafanzeigen 
gegen gewaltsame Störer von Lehrveranstal- 
tungen zu verzichten, und welche Schlußfolge- 
rungen zieht die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — daraus für die Gestaltung des 
Strafverfahrensrechts? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die einschlägigen Bestimmungen im Gesell- 
schaftsrecht nicht mehr ausreichen, um die 
demokratische Repräsentation und verant- 
wortliche Vertretung der Interessen von Mil- 
lionen von Mitgliedern in Großclubs und 
Großvereinen durch einige hauptberufliche 
Manager zu legitimieren? 

90. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 

Büchner stellen, daß bei diesen Vereinigungen die 

(Speyer) Aussagen und das Handeln von Spitzen- 

(SPD) funktionären auf demokratischer Willensbil- 

dung der Mitglieder beruhen? 

91. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Hupka ein Widerspruch darin besteht, daß die ge- 

(CDU/CSU) meinsame Entschließung des Deutschen Bun- 

destages vom 17. Mai 1972 zwar eine für die 
Bundesrepublik Deutschland verbindliche Aus- 
legung der Verträge von Moskau und War- 
schau darstellt, aber zugleich für die deutsche 
Rechtssprechung nicht verbindlich sein soll, 
und wie gedenkt sie ihn gegebenenfalls auf- 
zulösen? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die sogenannte Weihnachtsam- 
nestie für Strafgefangene in diesem Jahr so 
rechtzeitig vor den Feiertagen wirksam wird, 
daß insbesondere eine Arbeitsplatzvermitt- 
lung noch möglich ist? 



89. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


93. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 

(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Dr. Holtz 


(SPD) 


95. Abgeordneter 

Grobecker 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, der vorsieht, daß die 
Anteile der Gemeinden an der Einkommen- 
steuer stufenweise von 14%>auf 16°/o bis 18°/o 
erhöht werden, und wenn ja, wann kann der 
Bundestag mit der Vorlage eines solchen 
Regierungsentwurfs rechnen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, privaten 
Krankenversicherungen Verträge zu unter- 
sagen, die eine Leistungsbegrenzung nach 
öben erhalten, um dadurch isoziial politisch 
nicht erwünschte Unterversicherungen zu ver- 
meiden? 


Welche Gründe veranlassen die Bundesregie- 
rung, diie während der Mineraloikrise auf 
100 1 festgesetzte Treibstof f-Fre/imemge für 
Lkw dm grenzüberschreitenden Verkehr nicht 
wieder auf die lim § 70 der Allgemeinen Zoll- 
ordnung fest gelegte Freimenge von 50 1 zu- 
rückzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


96. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß noch 
kurz vor der Ausarbeitung des Entwurfs für 
ein Drittes Verstromungsgesetz sogenannte 
Minderpreisgeschäfte zwischen einigen deut- 
schen Steinkohlenbergbau abgeschlossen wor- 
schen Kraftwerkeunternehmen und dem deut- 
den sind? 

In welchem Umfang wurden solche Minder- 
preisgeschäfte in den vergangenen drei Jah- 
ren -getätigt, hierbei 'insbesondere kurz vor 
der Ausarbeitung des Entwurfs für ein Drittes 
Verstromungsgesetz, und wer sind die Begün- 
stigten? 

Trtifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 6. Mai 1974 zu, die amerika- 
nische Regierung lehne es ab, der Sowjetunion 
und den übrigen Mitgliedern des Warschauer 
Pakts günstigere Kreditkonditionen als ande- 
ren Industrieländern einzuräumen, und welche 
Schlußfolgerungen wird die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — daraus für die Meinungs- 
/und Willensbildung in der Europäischen Ge- 
meinschaft ziehen, deren Vorschlag für die 
Sowjetunion und die übrigen Mitglieder des 
Warschauer Pakts Kreditkonditionen vorsieht, 
die denen für Entwicklungsländer angenähert 
sind? 
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99. Abgeordneter Wann beabsichtigt der Bundeskanzler, die 
Höcherl Arbeitslosigkeit und die Preise auf ein ertrag- 

(CDU/CSU) liebes. Maß zurückzuführen? 

100. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß eine jähr- 
Schedl liehe Inflationsrate von ca. 7,2% und mehr 

(CDU/CSU) für eine solide Wirtschafts- und Finanzpolitik 

gesund ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


101. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der total- bzw. nahezu 

Ey totalgeschädigten Forstbetriebe in Nord- 

(CDU/CSU) deutschland nach den Sturmschäden des 

13. November 1972, und wie sieht die Bundes- 
regierung die Möglichkeiten der Existenzsiche- 
rung der betroffenen Betriebe für die kom- 
menden einkommenslosen Jahre? 

102. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Schäuble rung, bei Obsteinfuhren die Einhaltung der in 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland geltenden 

Kennzeichnungsbestimmungen sicherzustellen? 

103. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Schäuble rung, bei Obsteinfuhren in Fertigverpackungen 

(CDU/CSU) die Einhaltung der angegebenen Inhaltsmen- 

gen zu gewährleisten? 

Welche Ursachen sind nach Ansicht der Bun- 
desregierung dafür bestimmend, daß die deut- 
sche Landwirtschaft seit 1970 Marktanteile 
verloren hat, und wie hoch sind diese Ver- 
luste im einzelnen? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen den 
Verlust von Marktanteilen der deutschen 
Landwirtschaft zu tun, und vertritt sie die von 
Bundesminister Ertl in AGRA — EUROPE vom 
21. Mai 1974 vertretene Ansicht, daß das keine 
Frage an den Bundeslandwirtschaftsminister 
sondern an die Landwirtschaft sei? 

106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 

Dr. Ritz deutsche Landwirtschaft den durch staatliche 

(CDU/CSU) Maßnahmen, wie Aufwertungen der Deutschen 

Mark und unzulänglichen Grenzausgleich ein- 
getretenen Verlust an Marktanteilen selbst zu 
beheben habe, und wie soll dieses konkret 
durch „dem Wettbewerb stellen und durch 
Solidarität üben“, wie Bundesminister Ertl 
dieses in AGRA — EUROPE vom 21. Mai 1974 
empfohlen hat, geschehen? 


105. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


104. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 
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107. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß kürzlich 

Schröder etwa 40 holländische Kutter fünf bis acht See- 

(Wilhelminenhof) meilen vor der ostfriesischen Küste gefischt 
(CDU/CSU) und nach Auffassung der ostfriesischen Kü- 

stenfischer mit ihren schweren Fanggeschirren 
wertvolle Fisch- und Laichgründe zerstört ha- 
ben? 

108. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Schroder nehmen, um diesen Raubbau in Zukunft zu 

(Wilhelminenhof) verhindern, und ist sie bereit, in diesem Zu- 
(CDU/CSU) sammenhang sowohl die Ausweitung der 

Fischereigrenzen zu überprüfen als auch eine 
ausreichende Kontrolle der Fanggebiete si- 
cherzustellen? 

Was unternimmt die Bundesregierung zur Er- 
zielung schnell wirksamer Maßnahmen zur 
Überwindung der italienischen Importbe- 
schränkungen vor allem auf dem Agrarsektor, 
und was gedenkt sie für die deutsche Land- 
und Agrarwirtschaft zu tun, wenn anzustre- 
bende Gemeinschaftsaktionen, die die Entste- 
hung neuer Wettbewerbs- und Marktungleich- 
heiten zu Lasten der Gemeinschaft vermeiden 
sollen, nicht zustande kommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


110. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung diie An- 

Schinzel bindung des Schiienennetzes der Bundesrepu- 

(SPD) blik Deutschland an Westeuropa und vor 

allem an Großbritannien nach Inbetriebnahme 
des Ärmelkanaltunnels im Güter- und Perso- 
nenverkehr zu gewährleisten? 

111. Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, den hierzu 

Schinzel notwendigen Ausbau des Güterbahnhofs 

(SPD) Aachen West fristgerecht ausführen zu lassen? 

112. Abgeordneter Ist das verkehrspolitische Programm „Der 

Lemmrich Mensch hat Vorfahrt" des früheren Bundes- 

(CDU/CSU) Verkehrsministers Dr. Lauritzen auch für den 

neuen Bundesverkehrsminister verbindlich, 
und wenn nein, welche Teile akzeptiert er 
und welche nicht? 

113. Abgeordneter Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 

Hoffie rung aus den jüngsten Untersuchungen des 

(FDP) ADAC ziehen, wonach sich auf 208 Kilometern 

des deutschen Autobahnnetzes, die als „Todes- 
strecken" gelten, mindestens 12 Prozent aller 
schweren Unfälle ereignen sollen? 


109. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 
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114. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 


(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß anläßlich 
der Luftfahrtschau in Hannover Triebwerke 
verschiedener Größen angeboten wurden, die 
in ihren Lärmemissionen unter der Richtlinie 
FA 36 liegen, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun, um den Einsatz dieser lärm- 
armen Triebwerke bei deutschen und aus- 
ländischen Luftfahrtgesellschaften, soweit sie 
Überflug- bzw. Landerechte in der Bundesre- 
publik Deutschland besitzen, zu beschleunigen? 


115. Abgeordneter 

Peiter 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die unzureichende Zuteilung von Zulaufnum- 
mern für Transporte nach Italien eine spürbare 
Verknappung von Schienentransportraum im 
Tongebiet des Westerwalds eingetreten ist, 
die zu einer zwangsläufigen Verlagerung der 
Transporte von der Schiene auf die Straße und 
zu einem Lieferrückstand von rund 6000 Ton- 
nen Ton geführt hat? 


116. Abgeordneter 

Peiter 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung auf die Deutsche 
Bundesbahn einwirken, daß wieder mehr 
Transportraum für Tonlieferungen nach Italien 
zur Verfügung gestellt wird, um einmal eine 
nicht mehr reparable weitere Abwanderung 
der Transporte auf die Straßen zu stoppen 
und um zu verhindern, daß die italienischen 
Auftraggeber ihren Ton künftig aus anderen 
Ländern beziehen? 


117. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben die Deutsche Bundes- 
post veranlaßt, auf den Postkarten mit einge- 
druckter Briefmarke einen Teil der bisher für 
Mitteilungen zur Verfügung stehenden Fläche 
als Werbefläche — offenbar gegen Entgelt — 
Dritten zur Verfügung zu stellen und dadurch 
den Wert der 0,30 DM-Postkarte zur Nach- 
richtenübermittlung trotz Erhöhung der Ge- 
bühren weiter zu reduzieren? 


118. Abgeordneter 

Dreyer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, 
wo in Städten und Gemeinden die Fernsprech- 
teilnehmer an oft zwei, drei und mehr Fern- 
sprechortsnetze angeschlossen sind und mit 
ihren Nachbarn „über die Straße Fernge- 
spräche führen müssen" für ein einheitliches 
Telefonnetz Sorge zu tragen, und wenn ja, zu 
welchem Termin? 


119. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Sind Pressemeldungen richtig, wonach im 
Monat April 1974 circa 15 500 Bürger ihren 
Fernseher abgemeldet haben, davon fast die 
Hälfte im Land Nordrhein-Westfalen, obgleich 
hier nur 27,6 Prozent Fernsehteilnehmer an- 
sässig sind, und worauf führt die Bundesregie- 
rung diese auffallende Abnahme der Fernseh- 
teilnehmer zurück? 
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120. Abgeordneter Was gedenkt sie zu tun, um einem weiteren 
Sauer Absinken entgegenzuwirken? 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


121. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Deutsche Bundespost bereit, zur Er- 
leichterung der Benutzung von öffentlichen 
Münzfernsprechern durch Rollstuhlfahrer 
(Schwerstbehinderte) besonders anzufertigen- 
de Münzfernsprecher mit Schallschutzmuscheln 
in niedriger Höhe an solchen Standorten auf- 
zustellen, wo erfahrungsgemäß Rollstuhlfahrer 
wohnen bzw. beschäftigt sind (z. B. in VdK- 
Behindertensiedlungen), und wäre die Deut- 
sche Bundespost gegebenenfalls bereit, bei 
Vorliegen begründete Einzelanträge rasch und 
unbürokratisch zu entscheiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


122. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergeb- 
nis eines der Finanzrniniisterkonferenz der 
Länder vorgelegten Staatssekretärsgutachtens, 
wonach die Ziele des Bildung sgesamtpluns bis 
1985 im Rahmen der allgemein für tragbar 
gehaltenen Steuerlastquote nicht voll finan- 
ziert werden kann, und welche Konsequenzen 
hält die Bundesregierung gegebenenfalls für 
erforderlich? 


123. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dazu beizutra- 
gen, daß eine besondere Zulassungsquote für 
Studienbewerber für das Fach Medizin fest- 
gesetzt wird, die sich verpflichten, sich als Arzt 
in medizinisch unterversorgten Gebieten nie- 
derzulassen? 


124. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wann kann nach Ansicht der Bundesregierung 
die Abstimmung und das Anhörungsverfahren 
mit den Verbänden über den neuen Verord- 
nungsentwurf über die berufliche und pädago- 
gische Eignung für die Berufsausbildung in 
der gewerblichen Wirtschaft (Ausbildereig- 
nungsverordnung nach dem Berufsbildungs- 
gesetz vom 14. August 1969, § 21) beendet 
sein? 


125. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es nicht für wün- 
schenswert und notwendig, auf Grund der 
Schulabgänge im Juni-Juli-August, diese neu 
gefaßte Ausbildereignungsverordnung schon 
zu Beginn der Schulferien inkrafttreten zu 
lassen, damit eine größere Anzahl von Lehr- 
stellen evtl, zur Verfügung stehen und um die 
teilweise bestehende Unsicherheit bei den 
Ausbildenden abzuschwächen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


126. Abgeordneter Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß 
Kiechle keine Mittel aus der Entwicklungshilfe direkt 

(CDU/CSU) oder indirekt (in die linidiische Nuklearentwick- 

lung geflossen sind? 


127. Abgeordneter Welche Hilfen im Rahmen der wirtschaftlichen 
Roser Zusammenarbeit leisten und planen die Euro- 

(CDU/CSU) päische Gemeinschaft sowiie jedes lihrer Mit- 

glieder der Republik Vietnam, und welche 
Hilfeersuchen und -wünsche der vietnamesi- 
schen Regierung wurden positiv beschieden? 


128. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
Dr. Franz nen Zeitung vom 29. Mai 1974 zu, die Bundes- 

(CDU/CSU) regierung stelle den Vereinten Nationen Mit- 

tel für außerhalb Südwestafrikas tätige Orga- 
nisationen zur Verfügung, die auf den Umsturz 
der bestehenden Verhältnisse in Südwestafrika 
hinarbeiten, und wie hat die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — sich vergewissert, daß 
die unterstützten Organisationen die legitimen 
Repräsentanten der Bevölkerung Südwestafri- 
kas bzw. einzelner Volksgruppen sind und auf 
Gewaltanwendung verzichten? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Mitteln der Bundesregierung, in 
welcher Höhe, mit welcher Zielsetzung wer- 
den die Hefte „Wochenschau für politische 
Erziehung, Sozial- und Gemeinschaftskunde", 
Frankfurt/Main, bezuschußt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die von der Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissenschaft vorgebrach- 
te Kritik an der Abordnungsdauer deutscher 
Lehrkräfte an Europäischen Schulen, und ist 
sie bereit, die von der Personalvertretung der 
Europäischen Schulen verabschiedeten „Merk- 
male und Erfordernisse der Europäischen 
Schulen", insbesondere bei der Frage der 
Rückberufung, zu unterstützen? 


3. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für die in der UdSSR lebenden und um- 
siedlungswilligen Deutschen, Erleichterungen 
und gegebenenfalls die Genehmigung für die 
Umsiedlung zu erreichen, und was wurde bis- 
her auf diesem Gebiet von der Bundesregie- 
rung unternommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4 . Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 

5. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


6. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 

7. Abgeordneter 

Spitzmüller 

(FDP) 


Kann die Bundesregierung Meldungen be- 
stätigen, daß iin naher Zukunft mit der Ver- 
legung einer BGS-Hundertschaft nach Schö- 
ningen zu rechnen list? 

Welche Möglichkeiten slieht die Bundesregie- 
rung, die von Prof. Dr. Wilhelm Schäfer (siehe 
Courier Forschungsinstitut Senckenberg, Heft 
7, S. 56 f.) für die Regeneration des Rheins 
aufgestellten sieben Forderungen zusammen 
mit den Ländern zu verwirklichen? 

Trifft es zu, daß im elsässischen Markolsheim 
eine Bleisulfatfabrik errichtet werden soll, die 
pro Jahr 20 t Bleistaub emittiert? 

Ist zu befürchten, daß bei einem derartigen 
konzentrierten Bleistaubausstoß auf engbe- 
grenztem Gebiet der Gesundheit der Bewohner 
und dem Bestand der Tier- und Pflanzenwelt 
beiderseits des Oberrheins Gefahr droht? 
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8. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob deutsche 
Burger Stellen über Pläne unterrichtet wurden, die 

(flSD/nCID) den Bau eines chemischen Werks in der Indu- 

striezone Marckolsheim im Elsaß vorsehen? 


9. Abgeordneter 

Burger 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


11. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


13. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Konsultiert Frankreich deutsche Behörden, 
wenn die Erstellung von Industrieanlagen auf 
der französischen Rheinseite, die Umweltbe- 
einträchtigungen hervorrufen, geplant werden, 
da infolge der üblichen Luftströmung die deut- 
sche Seite mit einer erheblichen Umweltbela- 
stung rechnen muß? 

Trifft es zu, daß ein Wissenschaftler der Kern- 
forschungszentrale Karlsruhe extra zur Unter- 
suchung eines im Frühjahr aufgetretenen 
schweren Störfalls im Kernkraftwerk Oconee 
II, South Carolina, nach USA geflogen ist, und 
wenn ja, welcher Art war dieser Störfall und 
welche Auswirkungen hat er auf Grund seines 
Umfangs auf die mit gleicher technischer Kon- 
zeption geplanten Kernkraftwerke — u. a. 
Mülheim-Kärlich in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Entspricht es den Vorsdiriften des § 53 des 
Bundesbeamtengesetzes, daß — wie in der 
letzten Woche in der Uelzener Allgemeinen 
Zeitung geschehen — ein hoher Beamter des 
Bundesgrenzschutzes unter ausdrücklicher Hin- 
zufügung seines Ranges im Bundesgrenzschutz 
einen Aufruf für einen Landtagskandidaten 
publiziert? 

Sind nach der letzten Konferenz der Rhein- 
anliegerstaaten, die in Bonn stattfand, weitere 
Verhandlungen zwischen den Beteiligten ge- 
führt worden, und geben diese Anlaß zu der 
Erwartung, daß in einer weiteren Konferenz 
konkrete Ergebnisse zur Verbesserung der 
Qualität des Rheinwassers erzielt werden 
können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob geplant 
ist, in Markolsheim im Elsaß eine Bleisulfat- 
fabrik zu errichten, die im Verlauf des Produk- 
tionsprozesses jährlich 20 Tonnen Bleistaub 
in die Luft abgeben soll — was eine unüber- 
sehbare Gefahr für die Ökologie des Ober- 
rheintals darstellen würde — , und was ge- 
denkt die Bundesregierung gegebenenfalls da- 
gegen zu unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


14. Abgeordneter 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Amtsgerichts — Handelsregister — Bremen 
vom 22. April 1974, daß tim Handel sregiister 
eingetragene Zweigniederlassungen tin Stettin, 
Leipzig und Königsberg von Amts wegen zu 
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löschen seien mit der Begründung: „Die Ge- 
richtsbarkeit der Bundesrepublik Deutschland 
erstreckt sich nicht auf Stettin, Leipzig und 
Königsberg, sodaß die dortigen Zweignieder- 
lassungen im Handelsregister der Bundesrepu- 
blik ebensowenig geführt werden können, wie 
Zweigniederlassungen tim Ausland."? 


15. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Erhard eine solche Rechtslage nicht herbeigeführt 

(Bad Schwalbach) worden ist durch den Moskauer Vertrag vom 
(CDU/CSU) 12. August 1970 (wegen Königsberg), den 

Warschauer Vertrag vom 7. Dezember 1970 
(wegen Stettin) und den Grundlagenvertrag 
vom 21. Dezember 1972 (wegen Leipzig)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16. Abgeordneter 
Dr. Gölter 


(CDU/CSU) 


Welche Institutionen, Forschungseinrichtun- 
gen, Stiftungen, Arbeitskreise, Arbeitsgemein- 
schaften und Vereinigungen zu wissenschaft- 
lichen, technologischen und kulturellen Zwek- 
ken sind im einzelnen im Laufe der letzten 
zwei Jahre aus der finanziellen Förderung des 
Bundes ausgenommen worden, und mit wel- 
cher Begründung hat die Bundesregierung die 
Förderung dieser Einrichtungen beendet? 


17. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diese Einrichtungen auf andere Weise zu 
fördern, beispielsweise über die Schaffung 
einer vom Bund getragenen Förderungssitua- 
tion? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Warum werden beim dritten Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserungen der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur für den Zeitraum 
1974 bis 19*77, Drucksache 7/1769, im regiona- 
len Aktionsprogramm Nordeifel, Grenz raum 
Aachen, keine finanziellen Mittel bezüglich 
der I ndus t ri eg elänide er Schließung des Aus- 
baus kommunaler Infrastruktur für öffentliche 
Verkehrseinrichtungen und zur Errichtung und 
zum Ausbau von Ausbildung«-, Fortbildungs- 
und Umschulungsstätten bereitgestellt, zumal 
im Aktionsprogramm Eifel/Hunsrück ausdrück- 
lich derartige Förderungen vorgesehen sind? 
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19. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Blankenheim als gewerblicher 
Schwerpunkt gegen Aachen ausgetauscht 
wurde, obwohl in der Drucksache 7/1769 aus- 
drücklich anerkannt wiird, daß der Nordeifel- 
grenzraum in seinem südlichen Teil besonders 
benachteiligt ist, daß lin den wirtschaftsschwa- 
chen Teilen des Aktionsraums die Wachstums- 
rate bisher nicht zur Annäherung an die 
Wachstumsentwicklung des Landes führte, daß 
eine nachhaltige Stärkung und Verbesserung 
der wirtschaftlichen Lage bisher nicht einge- 
treten ist und daß die Wirtschaftskraft erheb- 
lich unterhalb des Bunde sdurchsehnitts liegt 
und weiter abzusinken droht, wenn nicht 
durch gezielte Maßnahmen eine positive Ent- 
wicklung herbeigeführt wird? 


20. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der 
Lage, auf ihre Protokollabteilungen einzuwir- 
ken und sie zu veranlassen, bei der Auswahl 
von Repräsentationsgeschenken das traditions- 
reiche und derzeit notleidende Silberschmiede- 
handwerk im Raum Hanau zu berücksichtigen? 


21. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Wie ist es zu der Vergabe des Bauauftrags für 
55 Wohnungseinheiten im Eichenpark in Hitt- 
feld Kreis Harburg (15 Millionen DM) durch 
die Hamburger Firma Pursche, Meyer, Callsen 
an die rumänische Firma „arcom" gekommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


22. Abgeordneter 

Müller 

(Bayreuth) 

(SPD) 


23. Abgeordneter 
Müller 
(Bayreuth) 
(SPD) 


24. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in dem vom Bundesministe- 
riium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten zur Frage der Haltung von Wirtsdiafts- 
geflügel berufenen lß^köpfügen Gremium maß- 
gebliche Vertreter 'der industr feilen Geflügel- 
zucht tätig sind? 

Trifft es weiter zu, daß die lediglich drei darin 
vertretenen Verhaltensforscher zur Prüfung 
der artgemäßen Nahrung und verhaltensge- 
rechten Unterbringung solcher Tiere ein eige- 
nes kontroverses Gutachten erstellt haben, 
das für die Gesamtbeurteilung des Forschungs- 
ergebnisses nicht gebührend berücksichtigt und 
der Öffentlichkeit vor enthalten wird? 

Kann die Bundesregierung angeben, ob die 
Struktur der Ölmühlen so ist, daß bei der 
Abnahme von Raps aus der deutschen Ernte 
ein den gesetzlichen Bestimmungen entspre- 
chender Wettbewerb in ausreichendem Maße 
gegeben ist? 
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25. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie wirken sich nach Ansicht der Bundes- 
regierung die vor allem von Italien einge- 
führten Handelshemmnisse und die Praktiken 
des Grenzausgleichs auf den innergemein- 
schaftlichen Handel mit Raps aus? 


26. Abgeordneter Welche Ursachen sieht die Bundesregierung 

Niegel beim derzeitigen Preisverfall bei Schweinen 

(CDU/CSU) und Rindern, und welche Möglichkeiten er- 

greift sie, um den Preisverfall zu stoppen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


27. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Votkenhausen 
(SPD) 


29. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


30. Abgeordneter 
Mur sch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 
schen Bundestag Gesetzentwürfe vorzulegen, 
die die Einführung einer besonderen Alters- 
grenze für männliche schwerbeschädigte Ver- 
sicherte (60. Lebensjahr) und für schwerbe- 
schädigte weibliche Versicherte (55. Lebens- 
jahr), wie es den Forderungen des VdK ent- 
spricht, zum Ziel haben, und wann ist gege- 
benenfalls damit zu rechnen? 

Wird die Bundesregierung nach Abschluß der 
Untersuchungen gegen einen Senatsangehöri- 
gen in Berlin wegen seines Verhaltens gegen- 
über koreanischen Krankenschwestern prüfen, 
ob es sich um einen Einzelfall handelt oder ob 
grundlegende Mängel auf dem Gebiet der 
Betreuung ausländischer Arbeitskräfte mitur- 
sächlich für die Vorwürfe sind, die die Bundes- 
regierung zu beseitigen beabsichtigt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Anträge 
auf berufsfördernde Maßnahmen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz oft über D /2 Jahre 
durch die zuständige Berufsgenossenschaft un- 
erledigt bleiben, unter anderem deshalb, weil 
sie auf die zur Entscheidung notwendigen ärzt- 
lichen Zusammenhanggutachten fast ein Jahr 
warten muß, und gedenkt die Bundesregie- 
rung, solchen Mißständen abzuhelfen? 

Wird trotz der schwierigen Lage im deutschen 
Baugewerbe die Arbeitserlaubnis für 300 ru- 
mänische Bauarbeiter erteilt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


31. Abgeordneter 
Dr. h. c. Wagner 
(Günzburg) 
(CDU/CSU) 


Nach welchen Kriterien trifft das Bundesver- 
teidigungsministerium die Auswahl der Offi- 
ziere des militärfachlichen Dienstes (Fach Offi- 
ziere) für eine Einweisung in die Besoldungs- 
gruppe A 12, und besteht für Fachoffiziere, die 
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bis zum 30. September 1975 aiusscheiden, eine 
Übergangsregelung, wonach auch dieser Per- 
sonenkreis noch ;in den Genuß der Besoldungs- 
gruppe A 12 kommen kann? 

32. Abgeordneter Trifft es zu, daß das problematische Anerken- 
Krockert nungsverfahren für Wehrdienstverweigerer 

(SPD) deshalb noch nicht abgeschafft ist, weil bisher 

militärpolitische Erwägungen einen Vorrang 
vor verfassungspolitischen genossen? 


33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Parlament 
Krockert bald Vorschläge zur Abschaffung des Prüfungs- 

(SPD) Verfahrens zu unterbreiten, und zwar auch 

dann, wenn eine umfassende Neuregelung der 
gesamten staatlichen Dienstpflicht längere Zeit 
in Anspruch nehmen müßte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


34. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in Apotheker- 
und Ärztekreisen geäußerten Bedenken hin- 
sichtlich Vermerken bei Arzneimitteln, aus 
denen der Patient Rückschlüsse auf die 
Schwere seiner Erkrankung ziehen könnte, 
wenn es angezeigt erscheint, ihn vor den 
Folgen einer solchen Kenntnis zu bewahren, 
und wie begründet sie ihre Haltung, insbe- 
sondere im Falle der Verneinung? 

Trifft es zu, daß der Alkoholkonsum unter 
Jugendlichen stark zunimmt, und welche Maß- 
nahmen wird — bejahendenfalls — die Bun- 
desregierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
ergreifen, wird sie insbesondere gesetzgebe- 
risch auf dem Gebiet des Gewerbe- und des 
Strafrechts initiativ werden? 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für notwendig, um die gesundheitliche Gefähr- 
dung von Bediensteten und Besuchern in Dis- 
kotheken zu vermeiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


37. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung, im Zuge einer 
Konzentration und Rationaliiisiemng des Stück - 
guitverkehrs der Deutschen Bundesbahn den 
Stückgutbahnhof 'in Heppenheim an der Berg- 
straße zu schließen? 
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38. Abgeordneter 

Peiter 


(SPD) 


39. Abgeordneter 
Peiter 


(SPD) 


40. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Trifft es zu, daß die Zentrale Transportledtjunig 
der Deutschen Bundesbahn entgegen den Ab- 
sichten der Bundesbahndirektion Frankfurt/ 
Main die Unterhaltung der Schienenbusse der 
Baureilhen 795 und 798 vom Bahnbetriebswerk 
(Bw) Limburg nach dem Bw Betzdorf und die 
der Diesellok der Baureihe 216 dem Bw Gießen 
zu ordnen wJlll? 


Hält die Bundesregierung diese Pläne, die zu 
einer Verminderung von Arbeitsplätzen im 
Raum Limburg — Diez führen werden, für (sinn- 
voll, nachdem der PI anungsajus schuß für regio- 
nale Wirtschaftsstruktur am 11. Februar 1974 
mit dem Dritten Rahmenplan der Gemein- 
scbaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" tür den Zeitraum 1974 
bis 1977 den Raum Limburg— Diez wiederum 
als räumliche Schwerpunkte der Förderung 
aiufgenommen hat, unid wird sie den Bestre- 
bungen der Zentralen Transportleitung entge- 
genwirken? 


Ist — wie vom Bundesverkehrsministerium in 
Aussicht genommen und vom Land Rheinland- 
Pfalz vorgesehen — im Jahr 1975 mit dem 
Baubeginn der Umgehungsstraße Altenkirchen 
(Westerwald) und der Kriechspuren im Zuge 
der B 8 zwischen Altenkirchen und Kircheib 
zu rechnen? 


41. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


42. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit und 
in der Lage, angesichts der kritischen Beschäf- 
tigungslage in Teilbereichen der eisenschaf- 
fenden Industrie im Kreis Neuwied die Auf- 
tragsvergabe zum Bau des Brückenneubau- 
projekts Neuwied — Weißenthurm noch einmal 
zugunsten des deutschen Anbieters zu über- 
prüfen? 

In welcher Weise ist die Bundesregierung in 
die Flughafenplanung Köln/Bonn und die da- 
von abhängige Frage einer etwaigen Repriva- 
tisierung der Ortschaft Troisdorf-Altenrath 
eingeschaltet? 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
insoweit auf die Landesregierung einzuwirken, 
daß es den Bewohnern von Troisdorf-Alten- 
rath nach einem Vierteljahrhundert des War- 
tens auf eine etwaige Reprivatisierung nicht 
zugemutet werden kann, noch weitere Jahre 
der Ungewißheit in Kauf zu nehmen? 

Wie hoch sind die tödlichen Unfälle bei den 
Rangierarbeiten der Deutschen Bundesbahn, 
und welche realen Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, solche Unfälle zu verhin- 
dern? 
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45. Abgeordneter 

Peffermann 


(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Baron 

von Wrangel 
(CDU/CSU) 

48. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Kann der Antwort des Bundesminjisters für 
das Post- und Fe rnmetde wesen vom 17. Mai 
1974 über die Einrichtung von Studiengängen 
der Fachrichtung Betriebswirtschaft bzw. Wirt- 
schaft und Verwaltung entnommen werden, 
daß die Deutsche Bundespost nicht beabsich- 
tigt, einen .solchen Studiengang auch an der 
Fachhochschule Berlin einzurichten und wenn 
ja, warum nicht? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß eine Entfernung von ca. drei Kilometern 
bis zur nächsten öffentlichen Fernsprechzelle 
gerade in einem dünn besiedelten Landstrich 
auch unter dem Gesichtspunkt der schnellen 
Hilfeleistung nicht zumutbar ist? 

Ist diese schlechte postalische Betreuung länd- 
licher Zonenrandgebiete vereinbar mit der 
Zielsetzung des Bundes, wie sie sich aus dem 
Zonenrandförderungsgesetz ergibt? 

Wieviel Prozent der Fernsehteilnehmer in 
Rheinland-Pfalz bzw. in Rhein-Hessen sind 
nicht in der Lage, das Regionalprogramm Süd- 
West III ungestört zu empfangen? 


49. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 

(CDU/CSU) 


Welche Pläne bestehen um sicherzustellen, 
daß alle Fernsehteilnehmer in Rheinland-Pfalz 
das Regionalprogramm Süd-West III empfan- 
gen können, und in welchen Phasen und Zeit- 
räumen — aufgeteilt nach Regionen — wird 
dieses Ziel erreicht werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


50. Abgeordneter 

Pfeifermann 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie nicht bereit ist, 
deutsche Firmen auf dem Gebiet der Uran- 
versorgung zu unterstützen, die insbesondere 
in Süd-West-Afrika und Angola Uranprospek- 
tion betreiben, in welchem Umfang ist die 
Bundesregierung bereit, mit Südafrika auf dem 
Gebiet der Uranversorgung zusammenzuarbei- 
ten, insbesondere im Bereich der Gewinnung 
von Natururan und der Anreicherung von 
Uran? 


51. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


In welchem Umfang ist die Bundesregierung 
bereit, die deutsch-brasilianische Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet von Kernforschung und 
Kerntechnik zu verstärken, insbesondere im 
Bereich der Uranversorgung unter besonderer 
Berücksichtigung einer deutsch-brasilianischen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Uranan- 
reicherung? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


52. Abgeordneter 
Reuschenbach 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten des Landesarbeitsamts Nord- 
rhein-Westfalen, Dr. A. Degens, wonach die 
Bildungspolitik verantwortungslos und zusam- 
men mit der beabsichtigten Neufassung des 
Berufsbildungsgesetzes Ursache für den Man- 
gel an Lehrstellen und die hohe Beschäfti- 
gungszahl von ausländischen Arbeitnehmern 
sei? 


53. Abgeordneter 
Reuschenbach 


(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Äußerungen 
Dr. Degens für vereinbar mit einem Mindest- 
maß an Loyalität eines Beamten gegenüber 
der Politik des Parlaments und seiner Regie- 
rung? 


Bonn, den 30. Mai 1974 



